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Nach dreiundzwanzig Jahren konservativer und liberaler Regierungsherrschaft
erlebte Frankreich im Frühjahr 1981 mit der Wahl des Sozialisten Franc,ois Mit-
terrand zum Staatspräsidenten und der Bildung einer in erster Linie aus Soziali-
sten und Kommunisten zusammengesetzten Regierung einen entscheidenden
Machtwechsel. Die Präsidentschaftswahlen fanden am 26. April und 10. Mai
statt. Am 21. Mai übernahm Francois Mitterrand die Amtsgeschäfte im Elysee-
Palast. Noch am gleichen Tage ernannte er Pierre Mauroy (Sozialistische Par-
tei) zum Premierminister. Am folgenden Tag wurde die Nationalversammlung
aufgelöst. Bei den Parlamentswahlen am 14. und 21. Juni errang die Sozialisti-
sche Partei eine große absolute Mehrheit.

Europa hat im Wahlkampf nur eine zweitrangige Rolle gespielt. Er gab aller-
dings Gelegenheit, zum Zustand der Gemeinschaft Stellung zu beziehen und
die Positionen der einzelnen Kandidaten miteinander zu vergleichen. Die Eu-
ropapolitik der neuen Machthaber zeichnet sich durch weitgehende Kontinuität
aus. Angesichts der innenpolitischen Veränderungen wurde Wert darauf ge-
legt, den westlichen Partnern gegenüber entsprechende Versicherungen abzu-
geben. Die Sozialisten betonen besonders nachdrücklich die soziale Dimension
der Gemeinschaft. Frankreich wird sich weiterhin an zwei grundlegenden Hin-
dernissen stoßen: an der Gemeinsamen Agrarpolitik und am britischen Beitrag
zum Gemeinschaftshaushalt.

Die Rolle Europas im Wahlkampf
Im Verlauf der Wahlkampagne präsentierte sich Valery Giscard d'Estaing als
Europäer, der die gemeinschaftliche Entwicklung bei gleichzeitiger Verteidi-
gung der nationalen Interessen vorangetrieben habe. Er betonte beharrlich die
während seines Septennats ergriffenen Initiativen: Schaffung des Europäischen
Rates 1974 und Inkrafttretung des Europäischen Währungssystems im Dezem-
ber 1978. Im Unterschied zu seinen Vorgängern hat er das Prinzip der Direkt-
wahl zum Europäischen Parlament akzeptiert, das 1979 zum ersten Mal ge-
wählt wurde. Frankreich billigte den Beitritt Griechenlands zum Gemeinsamen
Markt. Es unterstützte — wenn auch nicht ganz ohne Bedenken — die Beitritts-
kandidaturen Spaniens und Portugals. Valery Giscard d'Estaing schreibt sich
auch die Tatsache zugute, daß Europa besser als in der Vergangenheit seine
Stimme in der Welt zur Geltung bringt, und zwar dank seiner Stellungnahmen

428 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Frankreich

zu den Vorgängen im Nahen Osten, in Afghanistan und in Polen. Dieser positi-
ven Bilanz wird schließlich auch das 1979 erneuerte Abkommen von Lome von
1975 zugerechnet.

Zum Ende seiner Amtszeit konnte der Staatspräsident noch eine letzte Ge-
nugtuung verzeichnen, nämlich die Einigung auf die Agrarpreise in der Nacht
vom 1. zum 2. April. Die erzielte durchschnittliche Erhöhung entsprach den
französischen Interessen, die deutschen Währungsausgleichsbeträge wurden
verringert, die entsprechenden Benelux-Beträge ganz gestrichen. Diese Be-
schlüsse waren Ausdruck politischer Solidarität der anderen europäischen Re-
gierungen mit Valery Giscard d'Estaing. Die Reduzierung der deutschen Wäh-
rungsausgleichsbeträge, die in Frankrich immer wieder kritisiert worden wa-
ren, stellten eine zusätzliche Bekundung der deutsch-französischen Entente
dar, die sich einige Tage später in der Ankündigung ausdrückte, eine gemeinsa-
me Anleihe aufzunehmen. Der Präsident forderte schließlich, daß Großbritan-
nien die Gemeinschaftsregeln ohne Änderung der Bestimmungen des Römi-
schen Vertrags akzeptiere.

Unter den „110 Vorschlägen für Frankreich"1, die die Wahlplattform Fran-
qois Mitterrands bildeten, bezogen sich mehrere Punkte auf Europa. Die Vor-
schläge 11, 12 und 13 wurden unter dem Titel „Ein starkes Frankreich in einem
unabhängigen Europa" präsentiert. Vorschlag 11 lautete: „Strikte Anwendung
des Vertrags von Rom (Gemeinsamer Markt); Fortführung der Demokratisie-
rung der Institutionen und sofortige Inangriffnahme der sozialen Bestimmun-
gen. Verteidigung des europäischen Arbeitsmarktes durch die Entwicklung der
gemeinsamen Industriepolitik, durch den Schutz gefährdeter Branchen vor der
Überschwemmung mit bestimmten Produkten japanischen und amerikanischen
Ursprungs, durch die Ausarbeitung gemeinschaftlicher Regelungen für die Tä-
tigkeit multinationaler Unternehmen. Tiefgreifende Reform der Agrar- und
Regionalpolitik." Vorschlag 12 befaßte sich mit der Erweiterung: „Vor jedem
Beitritt zur Gemeinschaft müssen Spanien und Portugal vier Vorbedingungen
(Landwirtschaft, Industrie, Regionalpolitik und Fischerei) gemäß der im Sep-
tember 1978 in Montpellier verabschiedeten sozialistischen Entschließung ak-
zeptieren." Vorschlag 13 spricht sich für die Einrichtung eines Rates der Mittel-
meervölker aus.

Vorschlag 41 befaßte sich mit der Landwirtschaft: „Die Regierung wird mit
dem Ziel der Rückkehr zum Geist des Römischen Vertrags den Partnern in der
EG eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik vorschlagen. Diese Reform
muß dem Erfordenis Rechnung tragen, die Einkommensunterschiede inner-
halb der Landwirtschaft sowie das Lohngefälle zwischen Landarbeitern und der
Gesamtheit der Arbeiter abzuschaffen. Besondere Maßnahmen werden zugun-
sten der bisher vernachlässigten Bereiche Tierzucht, Weinbau, Obst und Ge-
müse ergriffen werden. Für die einzelnen Produkte werden Marktordnungen
mit dem Auftrag organisiert, Garantiepreise festzusetzen, die den Produktions-
kosten in einem bestimmten Verhältnis zur Arbeitsleistung Rechnung tragen.
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Diese Maßnahmen werden auch die Verbrauchererwartungen berücksichti-
gen."

Der sozialistische Kandidat bekannte sich nicht zu einer systematischen Kri-
tik der Gemeinsamen Agrarpolitik, da er wußte, daß diese generell akzeptiert
wird. Im Verlauf des Wahlkampfes erläuterte er vor allem die Hauptprinzipien
seiner europäischen Philosophie und die Bereiche, in denen Veränderungen
wünschenswert erscheinen. Die Präsidentschaftskandidaten der anderen bei-
den politischen Hauptströmungen (Gaullisten und Kommunisten) zeigten sich
dagegen äußerst kritisch gegenüber der europäischen Politik. Jacques Chirac
vertrat die Auffassung, daß sich Europa in einer ausweglosen Lage befinde,
daß direkte Wahlen zum Europäischen Parlament unnötig seien und daß die
Gemeinschaftsinstitutionen und -prozeduren einer Revision bedürften. Geor-
ges Marchais, der kommunistische Kandidat, war nicht sehr viel nuancenrei-
cher. Er verdammte kurzerhand alles, was bisher realisiert worden war, ver-
wahrte sich gegen die deutsche Bevormundung und lehnte jede Erweiterung
der Gemeinschaft kategorisch ab. Unter heftiger Kritik am Monopolkapitalis-
mus forderte er, daß sich Europa ganz und gar in den Dienst der Arbeiter und
der Mitgliedstaaten stelle.

Die neuen Machthaber und Europa

Frangois Mitterrand und Pierre Mauroy wurden stets als Politiker betrachtet,
die der europäischen Integration zwar kritisch, aber doch wohlwollend gegen-
überstehen. Die neuen Minister, die für europäische Fragen Verantwortung
tragen, sind überzeugte Europäer. Der Minister für Auswärtige Beziehungen,
Claude Cheysson, hat von 1973 bis 1981 als Mitglied der Europäischen Kom-
mission eine wichtige Rolle gespielt. Andre Chandernagor, Staatsminister im
Ministerium für Auswärtige Beziehungen und Beauftragter für europäische
Angelegenheiten, war zuvor aktives Mitglied des außenpolitischen Ausschusses
der Nationalversammlung gewesen. Die Landwirtschaftsministerin, Edith
Cresson, war seit 1979 Mitglied des Europäischen Parlments, wo sie die Agrar-
entwicklung aus der Nähe verfolgte.

Sofort bei Amtsübernahme betonten die neuen Machthaber die Bedeutung,
die sie Europa beimessen. Anläßlich des 20. Europäischen Rates am 29. und
30. Juni in Luxemburg unterstrich Franc,ois Mitterrand, daß die Gemeinschaft
der angemessene Rahmen für die Lösung mancher Probleme sei, die sich aus
der Weltwirtschaftskrise ergeben. Er kündigte die Bereitschaft Frankreichs an,
ideologische Debatten zu vermeiden und pragmatisch vorzugehen. Unter Beru-
fung auf die von seiner Regierung eingeleiteten Maßnahmen machte der Präsi-
dent deutlich, daß Wirtschaftspolitik und Sozialpolitik eng miteinander ver-
knüpft seien und daß die letztere nicht länger die Rolle der armen Verwandten
spielen dürfe. Er schlug vier Überlegungen zur Wiederankurbelung der Wirt-
schaft vor: Einsatz gemeinschaftlicher Anleihen, Förderung von Industriezwei-
gen europäischer Dimension, Platz und Rolle der Arbeitnehmer in den Unter-

430 Jahrbuch der Europäischen Integration 1981



Frankreich

nehmen sowie Neuordnung der Arbeitszeit. Mit seiner Idee des „europäischen
Sozialraums" bewies Francois Mitterrand, daß er lieber auf europäischer Ebe-
ne das harmonisieren möchte, was harmonisierbar ist, als sich auf spektakuläre
und kostspielige Aktionen einzulassen. Seine Überlegung ist, die nationalen
Gesetzgebungen nach oben anzugleichen, das heißt die fortschrittlichsten Län-
der als Bezugspunkt zu nehmen.

Das Programm der französischen Regierung nahm Mitte Oktober mit der
Veröffentlichung eines Memorandums über einen europäischen Neubeginn
konkrete Gestalt an. Der Text unterstreicht die „erstrangige Bedeutung", die
die Regierung einer guten Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft und der Wei-
terentwicklung des europäischen Aufbaus zumißt. Das Memorandum ist in drei
Abschnitte unterteilt: Gründe für einen Neubeginn, Überlegungen zur Ziel-
richtung, Überlegungen zur inhaltlichen Gestaltung2.

Die Lage der Gemeinschaft und der weltpolitischen Entwicklung rechtferti-
gen die Idee eines Neubeginns. Das Memorandum stellt mit Blick auf die Ge-
meinschaft tiefgreifende Unzufriedenheit und Zweifel fest. Die gemeinsamen
Politiken sind in Schwierigkeiten oder unzureichend, ungeeignet, ja inexistent.
Die Gemeinschaft verfügt noch nicht über die Mittel, um mit der Weltwirt-
schaftskrise fertig zu werden. Sie muß deshalb verstärkt und diversifiziert wer-
den. Ziel eines Neubeginns soll die Schaffung einer dynamischen Gemeinschaft
sein, die sich entwickeln und schnell reagieren kann. Europa soll zu einem Hort
der Stabilität, des Wachstums und der Initiative werden.

Mehrere Überlegungen bestimmen die Zielrichtung des Neubeginns. Die
französische Regierung will sich nicht großen theoretischen Betrachtungen hin-
geben, sondern interessiert sich für Sofortmaßnahmen, die zur Erreichung des
gewünschten Fortschritts erforderlich sind. Sie stützen sich auf pragmatische
und zugleich ehrgeizige Aktionen. Unter den vorrangigen Maßnahmen steht
die Sicherung von Arbeitsplätzen an erster Stelle. Die französische Regierung
will nicht allein vorgehen, auch wenn sie ihre eigenen Vorstellungen präsen-
tiert, sie will vielmehr die Überlegungen der Gemeinschaftsorgane, der So-
zialpartner und der anderen Mitgliedsstaaten berücksichtigen. Im Unterschied
zur Bundesrepublik und zu Italien schlägt Frankreich keine institutionellen
Neuerungen vor, da es keine Notwendigkeit sieht, das Gleichgewicht zwischen
den Gemeinschaftsorganen zu verändern und deren Befugnisse zu verstärken.
In der Perspektive des Mandats vom 30. Mai glaubt Frankreich nicht, daß eine
Wiederbelebung des gemeinschaftlichen Handelns und eine Restrukturierung
des Haushalts ohne einen solchen dauerhaften Neubeginn möglich seien. An-
gesichts der Haushaltskrise ist Frankreich bedacht, keine kostspieligen Maß-
nahmen vorzuschlagen. Doch schließt die französische Regierung für die Zu-
kunft eine Heraufsetzung der Beitragsgrenze über die Schwelle von einem Pro-
zent der Mehrwertsteuer nicht aus. Mit der Erklärung, daß nicht zwangsläufig
alle ins Auge zu fassenden Maßnahmen von allen Mitgliedstaaten getragen
werden müssen, scheint Frankreich die Idee eines Europas unterschiedlicher
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geographischer Geltungsbereiche zu akzeptieren. Frankreich tritt auch für eine
Vertiefung der Konzertierung zwischen den europäischen Beamten und den
Sozialpartnern ein.

Das Memorandum schlägt schließlich elf Maßnahmen vor. Im Bereich der
Wirtschaftspolitik soll die Dimension des Gemeinsamen Marktes besser ge-
nutzt werden. Die Mitgliedstaaten sollen verstärkt auf die Möglichkeit von Ge-
meinschaftsanleihen zurückgreifen. Die positiven Erfahrungen mit dem Euro-
päischen Währungssystem sollen ausgeweitet werden. Eine echte Handels- und
Außenwirtschaftspolitik soll erarbeitet werden. Im Absatz über die Beschäfti-
gungspolitik erläutert die Regierung ausführlich ihr Konzept des europäischen
Sozialraums. Drei wesentliche Ziele sind damit verbunden: die Beschäftigungs-
politik soll durch einen Ausbau der Zusammenarbeit und eine Anpassung der
Gemeinschaftspolitiken in das Zentrum der gemeinschaftlichen Sozialpolitik
gerückt werden; der soziale Dialog soll auf der Ebene der Gemeinschaft wie
auch auf der Ebene der Mitgliedstaaten intensiviert werden; Zusammenarbeit
und Konzertierung auf dem Gebiet des sozialen Schutzes sollen verbessert wer-
den.

Hinsichtlich der Gemeinsamen Agrarpolitik wird im Memorandum aner-
kannt, daß Anpassungen und Verbesserungen notwendig seien und daß die
Entwicklung und die Verteilung der Agrarausgaben besser kontrolliert werden
müssen. Die Beschäftigungslage im Agrarbereich soll aber nicht gefährdet wer-
den. Ebenso wird es als notwendig erkannt, die Nahrungsmittelversorgung Eu-
ropas zu garantieren und auf den großen Weltmärkten präsent zu bleiben. Eine
aktive gemeinsame Energiepolitik soll zur energiepolitischen Unabhängigkeit
Europas beitragen, die europäische Solidarität verstärken und die Zusammen-
arbeit mit den unterentwickelten Ländern fördern. Forschung und technologi-
sche Innovation sollen nachhaltiger unterstützt und koordiniert werden. Die
Industriepolitik soll sich nicht darauf beschränken, den schwachen Industrie-
zweigen ihre Schwierigkeiten abzunehmen, vielmehr muß die Gemeinschaft die
Tätigkeit der Unternehmen und der Staaten durch begleitende oder fördernde
Maßnahmen ergänzen. Schließlich werden die Beseitigung technischer Hinder-
nisse, ein Zusammenrücken der Unternehmen innerhalb Europas und eine
Ausrichtung der Auslandsinvestitionen anhand von wirklich europäischen Kri-
terien gefordert.

In einem kurzen Abschnitt des Memorandums wird verlangt, daß die Regio-
nalpolitik zur Lösung der Krise beitragen und die Unterschiede zwischen den
Regionen oder innerhalb der Regionen verringern müsse. Der Handelspolitik
wird die Aufgabe zugewiesen, die industrielle Entwicklung zu fördern, in der
Gemeinschaft Arbeitsplätze zu schaffen, eine dynamische Politik gegenüber
dritten Ländern ingangzusetzen und ein Instrumentarium festzulegen, um
plötzlichen Einfuhrwogen begegnen zu können. Europa wird ermutigt, durch
Verstärkung der bestehenden Instrumente und die Ausgestaltung finanzieller
oder sektorieller Maßnahmen eine Politik der Interdependenz mit den unter-
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entwickelten Ländern zu verfolgen. Eine Flüchtlingspolitik wird präkonisiert.
In der Erwägung, daß die Kultur ein entscheidendes Element der europäischen
Identität ist, greift das Memorandum das schon 1978 skizzierte Projekt einer
Europäischen Stiftung auf und empfiehlt, daß die Gemeinschaft stärker auf ih-
re kulturelle Ausstrahlung bedacht sei.

Die französische Regierung schlägt keine neuen Initiativen auf institutionel-
lem Gebiet vor. Sie wünscht indessen eine Verbesserung der Funktionsfähig-
keit der Gemeinschaft und der Zusammenarbeit zwischen ihren Organen. Sie
tritt für eine weitergehende Anwendung der Abstimmungsbestimmungen der
Verträge ein. Sie fordert dazu auf, die Beziehungen zwischen Rat und Europäi-
schem Parlament, die Arbeitsbedingungen des Europäischen Parlaments und
die Beziehungen zwischen dem Europäischen Parlament und den einzelstaatli-
chen Parlamenten zu überdenken.

Das sehr detaillierte Memorandum hat in der französischen Öffentlichkeit
und bei den politischen Parteien keine große Resonanz erzielt. Der Vorwurf
wurde erhoben, daß es lediglich ein Katalog frommer Wünsche und guter Ab-
sichten sei und sich in viel zu viele Zielsetzungen verzettelte. So schlage es bei-
spielsweise einen einheitlicheren und dynamischeren Markt vor, in dem die
Konvergenz der Wirtschaftspolitiken zum Zuge kommen solle. Muß man sich
aber nicht fragen, ob die wirtschaftspolitischen Entscheidungen der neuen fran-
zösischen Regierungen diese Konvergenz nicht erschweren?

Der Europäische Rat in London
Während der Tagung des Europäischen Rates am 26. und 27. November in
London wurde über das französische Memorandum nur am Rande gesprochen,
weil die Debatten um vier große und miteinander verknüpfte Komplexe krei-
sten: Beteiligung Großbritanniens am Gemeinschaftshaushalt, Anstieg der
Agrarausgaben im Verhältnis zum Zuwachs des Gesamtbudgets, Eindämmung
der Milchproduktion, Sicherung der Agrarproduktion in den Mittelmeerregio-
nen vor Erweiterung der Gemeinschaft auf Spanien und Portugal. Der französi-
sche Staatspräsident lehnte es ab, die Beziehungen zwischen Agrarausgaben
und Gemeinschaftshaushalt durch Höchstgrenzen zu fixieren, und forderte kla-
re und genaue Verpflichtungen des Rates hinsichtlich der Rolle der Preise zur
Garantie der Einkommen, der Milchproduktion, der Getreideimporte und Mit-
telmeerprodukte. Franc,ois Mitterrand erklärte, daß die Ausgleichsmaßnah-
men, die er zugunsten Großbritanniens akzeptieren könne, nicht über das Jahr
1984 hinausgehen dürften, also nur auf drei Jahre und nicht — wie von Marga-
ret Thatcher verlangt — auf sieben Jahre festgelegt werden. Die Überlegung
zur Dauer der Vereinbarung und das Prinzip der degressiven Kostensenkung
schienen auch von Helmut Schmidt akzeptiert zu werden, der die Auffassung
vertrat, daß Frankreich Verständnis für die Herstellung des Konnexes zwischen
Zunahme der Agrarausgaben und den Eingeneinnahmen der Gemeinschaft, so
wie es Bonn vorschwebt, gezeigt habe. Es zeichnete sich also erneut eine Annä-
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herung zwischen Paris und Bonn ab, um das im Agrarbereich Erreichte zu er-
halten und einige Bestimmungen im Interesse der Landwirte zu verstärken, wo-
bei zugleich anerkannt wurde, daß der grüne Europahaushalt künftig sorgfälti-
ger kontrolliert und verwaltet werden müsse. In gleicher Weise stimmten Fran-
c,ois Mitterrand und Helmut Schmidt hinsichtlich des europäischen Neubeginns
darin überein, daß ein präziser Zeitplan ausgearbeitet und das Prinzip einer
Gemeinschaftsanleihe in Höhe von 18 Mrd. Francs (7 Mrd. DM) sowie eine
Reform der Bestimmungen für den Regionalfonds, um den französischen De-
partments den Zugang zu diesem Fonds zu ermöglichen, im Detail vorbereitet
werden sollen.

Wenn auch der Europäische Rat in London nicht von Erfolg begleitet war, so
bot er doch Gelegenheit, die deutsch-französische Zusammenarbeit zu bekräf-
tigen. Bei seinem Einzug in den Elysee-Palast hatte Frangois Mitterrand er-
klärt, daß die deutsch-französischen Beziehungen in gewisser Weise privilegiert
seien, daß sie aber ihren exklusiven Charakter aufgeben müßten. Deshalb
suchte er nach einer Art von Gegengewicht in London und Rom. Die Annähe-
rung an Großbritannien scheiterte an der europäischen Tagesordnung und auch
die Verständigung mit Italien führte wegen des „Weinkriegs" nicht viel weiter.
Der deutsch-französische Motor trat wieder in Funktion, so wie es immer in
Europa der Fall gewesen war.

Frankreich sieht sich unter Frangois Mitterrand ebenso wie unter der voran-
gegangenen Regierung der höchst schwierigen Agrarproblematik gegenüber,
die zudem durch ein Budgetproblem belastet ist, weil die Briten erneut eine
Verringerung ihres Nettobeitrags zur Gemeinschaft fordern. Eine Änderung ist
insofern zu verzeichnen, als die französischen Sozialisten dahin tendieren, sich
London gegenüber weniger konziliant als gegenüber der Kommission zu zei-
gen. Ihre Bemühungen, zur Orthodoxie der Gemeinsamen Agrarpolitik zu-
rückzukehren und die kleinen Erzeuger besserzustellen, bringen einen neuen
Ton in die Debatte. 1981 noch wollte Valery Giscard d'Estaing die Agrarpreis-
akte von der Frage einer Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik trennen.
Frangois Mitterrand dagegen möchte umgekehrt drei Fragen miteinander ver-
knüpfen: einen Neubeginn mit ausgeprägter sozialer Komponente, Agrarpreise
und britischen Beitrag zum Gemeinschaftshaushalt. Frankreich ist unter der
Voraussetzung zu einer Geste gegenüber London bereit, daß seine agrarpoliti-
schen Vorstellungen berücksichtigt werden. Diese Taktik ist nicht ungefähr-
lich, denn sie könnte Großbritannien veranlassen, sich in Erwartung eines
Kompromisses in der Haushaltsfrage jeder Festlegung neuer Agrarpreise zu wi-
dersetzen. Ein solches Angehen der europäischen Agrarprobleme dürfte wie-
derum die Auseinandersetzungen zwischen den französischen Landwirtschafts-
verbänden und der Regierung verschärfen.

Zum Jahresende liefen die französischen Forderungen auf vier Punkte hin-
aus: Frankreich wünscht eine Anhebung der Agrarpreise, die ausreicht, um die
landwirtschaftlichen Einkommen über den Markt zu sichern. Frankreich for-
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dert weiter eine Beschränkung substitutiver Getreide-, Fett- und Ölprodukte,
um die Produkte der Mittelmeerregionen und die europäische Erzeugung pro-
teinhaltiger Produkte zu begünstigen. Die dritte Forderung betrifft die Ermäßi-
gung der Beiträge der kleinen Milchproduzenten zur Finanzierung der Milch-
marktordnung. Schließlich und endlich lehnt Frankreich die Festlegung zeitlich
terminierter Höchstgrenzen für die Steigerung der Agrarausgaben ab. Frank-
reich, seine Partner und die Gemeinschaft sollen also die Quadratur des Krei-
ses lösen: Sicherstellung einer normalen Entlohnung der Landarbeiter durch
das System garantierter Preise bei gleichzeitiger Begrenzung der Ausgaben in
diesem Bereich. Die Schwierigkeit ergibt sich aus dem Umstand, daß zwar das
zweite Ziel erreicht werden konnte, da 1981 wie schon 1980 die Ausgaben der
Abteilung „Garantie" im Gemeinschaftshaushalt unter den geplanten Einnah-
men geblieben sind, aber die landwirtschaftlichen Einkommen seit mehreren
Jahren sinken. So haben die in der COPA (Comite des Organisations Profes-
sionnelles Agricoles.) zusammengeschlossenen europäischen landwirtschaftli-
chen Verbände berechnet, daß die Agrarpreise für das Landwirtschaftsjahr
1982/83 um 16,3% angehoben werden müßten, damit die Landwirte die inzwi-
schen eingetretene Schere zwischen gestiegenen Produktionskosten und zu-
rückgebliebenen Agrarpreisen schließen können. Der Streit um die Agrarprei-
se verzögert freilich die als ebenso notwendig angesehene Reform der Gemein-
samen Agrarpolitik.
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